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2. Warum zahlen wir Steuern?

In einem Rechtsstaat muss alles ordnungsgemäß gesetzlich geregelt 
sein. Gerade in Deutschland geht man doch davon aus, dass vor allem 
im Rechtswesen alles mit einer gewissen Ordnung betrieben und ge-
pflegt wird, und so gibt es das Einkommensteuergesetz, Umsatzsteu-
ergesetz, Körperschaftssteuergesetz, Gewerbesteuergesetz, Erbschafts-
steuergesetz etc. etc.

Aufgrund dieser Gesetze bezahlen wir Steuern, bzw. werden uns Steu-
ern abgezogen (z.B. Lohnsteuer, Mehrwertsteuer).

Da diese Frage so klar und eindeutig zu beantworten ist, könnten wir 
gleich zur nächsten übergehen, ohne uns hier weiter aufzuhalten – was 
die meisten Deutschen auch tun und immer getan haben.

Doch ein Blick auf das aktuelle Einkommensteuergesetz im Internet 
lässt einen innehalten:

Dort kann man nämlich lesen: „Ausfertigungsdatum 16.10.1934“.
Zu dieser Zeit regierte die NSDAP als einzige Partei unter Adolf Hitler 

als Reichskanzler. 

Kann es sein, dass Gesetze aus der NS-Zeit heute immer noch 
angewandt werden?

Quelle: [1]
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War die nationalsozialistische Regierung nicht rechtswidrig und 
damit ihre gesamte Gesetzgebung nichtig?

Betrachten wir hierzu die Originalveröffentlichung des Einkommen-
steuergesetzes im Reichsgesetzblatt von 1934:

Einkommensteuergesetz 1934, Titelseite [2]Einkommensteuergesetz 1934, Titelseite [2]
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Einkommensteuergesetz 1934, 1. Seite [2]Einkommensteuergesetz 1934, 1. Seite [2]

Einkommensteuergesetz 1934, letzte Seite [2]Einkommensteuergesetz 1934, letzte Seite [2]
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Auffallend ist hier die Formulierung:

Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das hierdurch 
verkündet wird.

Betrachtet man ein beliebiges Gesetz von vor 1933 (s. Beispiel auf der 
Nebenseite), so lautete die Formulierung stets:

Der Reichstag hat das folgende Gesetz beschlossen, das mit Zustim-
mung des Reichsrats hiermit verkündet wird.

In dieser Formulierung kam die Vorschrift der Verfassung des Deut-
schen Reiches vom 11.8.1919, auch kurz „Weimarer Reichsverfas-
sung“ genannt, zum Ausdruck (s. folgende Seiten).

Dort steht nämlich in Art. 68:

Die Reichsgesetze werden vom Reichstag beschlossen.
(Art. 68 Weimarer Reichsverfassung)

Ferner in Art. 69:

Die Einbringung von Gesetzesvorlagen der Reichsregierung bedarf der 
Zustimmung des Reichsrats.
(Art. 69 Weimarer Reichsverfassung)

und schließlich in Art. 74:

Gegen die vom Reichstag beschlossenen Gesetze steht dem Reichsrat der 
Einspruch zu.
(Art. 74 Weimarer Reichsverfassung)
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Beispielgesetz von 1931 [2]


